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Hinweise zum Text


Diese Kommentare dienen als Ergänzung zum Text des Bandes


„Europa. Wunsch, Wahn und Wirklichkeit.


Band III: Europas Gesellschaft der Zukunft: Modell für die Welt?“


Dort sind die Hinweise auf diese Kommentare als Literaturhinweise vermerkt und mit einer Laufnummer versehen, z.B.K21


Mit einem Sternzeichen * markierte Textstellen sind vom Autor übersetzte fremdsprachige Originalzitate.


Hochgestellte Zahlen mit vorangestelltem “A”, z.B. Demokratie A39 stehen für Anmerkungen in Band I, II oder III, jeweils angeführt.


Hochgestellte Zeichen „M&D“,z.B. M&D, S.26 weisen auf Textstellen in meinem Buch „Mensch und Demokratie“, LIT-Verlag 2021 hin, mit entsprechendem Seitenhinweis.


Hochgestellte Zeichen Bd.I, II oder III, z.B. Bd.III. S.21 weisen auf Textstellen im entsprechenden Europa-Band mit Seitenhinweis; ohne Seitenhinweis laden sie zum Nachblättern im Sachregister ein, z.B. Sozial-Ethik Bd. III führt im Sachregister von Band III zu den dortigen Seiten 67ff, 164f, 170f und 273f.


Verweise wie z.B. „S. 104f“, gelten für zwei oder bei „S.104ff“ für mehrere Seiten.


Literaturzitate:


Bei manchen Literaturzitaten , die einen Verweis auf ein im Internet verfügbares Dokument enthalten, ist aus Platzgründen das „http://ww.“ oder die äquivalente Anfangsbenennung wie „https://“ weggelassen.




K1 Begründung für diese Trilogie


Sommer 2010: Gebannt sitze ich vor dem Bildschirm, gebannt von einer Sensationsmeldung im Internet aus London, die mir mit Bildern von brennenden Häusern und Straßen mit vermummten Gestalten im Kampf mit der Polizei entgegenschreit: Wieder einmal war ein ganzes Stadtviertel zum Kampfgebiet geworden wie schon einige Male davor in der Geschichte der englischen Metropole: Arbeitslose, Zurückgelassene, im Kampf gegen die Gesellschaft, an deren Rand sie standen, voll Begehrlichkeit und Hass. Die Kämpfe hatten auf weitere Städte übergegriffen, die Politik besonders hart durchgegriffen und die Rädelsführer mit Hilfe der Justiz zu besonders langen Haftstrafen weggesperrt.


Das Ereignis war Anlass für mich gewesen, die Situation der arbeitslosen jungen Menschen Großbritanniens (NEETS, not in education and employment) zu analysieren. Zufällig war ich kurz davor in Pittsburgh, Pennsylvania, gewesen und hatte auf einem Ärztekongress den Vortrag von Bill Strickland gehört, einem Aktivisten, der als „special guest“ nach dem Gala-Dinner über seine Methode sprach, mit der er arbeitslose und in die Drogen- und Gangszene abgerutschte Jugendliche im Zentrum des „Rustbelt“ und in einem Dutzend weiterer US-Metropolen in ehrbare, steuerzahlende Bürger verwandelt hatte.


Ich war entschlossen, die verantwortlichen Politiker Englands mit seiner Hilfe dazu zu bewegen, sein Modell in Großbritannien einzuführen. Nach 5-6 jährigem Bemühen mit Besuchen bei fast allen englischen Sozialeinrichtungen – ich hatte mir ein ziemlich genaues Bild von der Lage gemacht – blieb meine Initiative endgültig stecken: am regionalen MP (Member of Parliament), dem früheren Justizminister, der die Arbeitslosen in den Medien als Kriminelle und Abschaum beschimpft hatte und von einem ausländischen Besserwisser ganz gewiss keine Ideen zu brauchen versicherte; und zuletzt beim früheren Erzbischof von Canterbury, der Prinz Charles persönlich kannte und sich in meinem Namen eine freundlich bedauernde Abfuhr von dessen Privatsekretär geholt hatte.


Aber tiefe Einblicke in diese Wirklichkeit hatten mich auf Dauer wachgehalten für Meldungen aus dem politischen Alltag. Als dann im Sommer 2015 die Migrationswelle an Mitteleuropa brandete und nach dem Dammbruch in Ungarn von der Zivilgesellschaft Österreichs und Deutschlands mit Blumen empfangen wurde, begann ich die europäische Dimension des Phänomens zu studieren, die Herausforderung für die Europäische Union, und damit Geschichte, Mission und fragliche Zukunft dieser Union selbst. Damals gab es noch keinerlei Anzeichen dafür, dass just der geographische Bereich Europas, in dem ich mit meiner Familie seit einigen Jahren lebte, diese EU demnächst zu verlassen beginnen würde. Die Briten sollten sie vielmehr mit ihren dauernden kritischen und krittelnden Bemerkungen bereichern und lebendig halten, vor allem aus ihrer langen Tradition im Umgang mit einer kuriosen Form von Demokratie heraus, in der sie der Union doch um nichts nachstanden – eine Lobby dort wollte es anders, wollte wieder Weltmacht sein, wenigstens „Global Britain“.


Nach zwei Jahren des Studiums und den ersten 1000 Seiten Notizen waren mir zwei Dinge klar geworden: ein Buch über die Diskussion um die Ziele der EU musste als Basis auf die Geschichte Europas Bezug nehmen, und es musste einem Ausblick auf eine Zukunft die gegenwärtige Situation ins Auge gefasst haben, also drei Teile umfassen. Die andere Sache war, dass diese Zukunft ohne ausreichend tiefen Einblick in „Demokratie“ nicht denkbar war. Also unterbrach ich die Arbeit an diesem Punkt und titrierte diese Inhalte in einen gesonderten, vierten Textteil: er wurde, zuerst in Englisch, zu „Human Nature vs. Democracy“, dann auf Deutsch zu „Demokratie 4.0“ und schließlich zu „Mensch und Demokratie“. Nach der Abscheidung von Geschichte und Gegenwart aus dem Urtext liegt hier nun der letzte Akt der Arbeit vor, Band III der Trilogie über Europa und die Diskussion um seine Zukunft.


Aber:


Warum schreibe gerade ich, und jetzt, diese Reihe? Es sind drei Gründe:


Erstens bin überzeugter Europäer in dem Gewahrsein, dass viele Menschen in Europa nicht sehen, wie bedeutsam gerade in dieser Zeit diese Überzeugung ist, da Machtbereiche wie China, die USA und Russland sowie die islamische Welt den Weltfrieden destabilisieren und die EU ihre historische Aufgabe nicht mit der gebührenden Rückendeckung Unterstützung der Bürger ihrer Union vorantreibt. Dabei ist Europa in unseren Tagen besonders herausgefordert durch die Aufgabe, den interkulturellen Konflikt mit dem Islam auf europäischem Boden auf eine Weise zu lösen, der beispielgebend für die Welt werden kann und muss. Deshalb wollte ich mich


zweitens um ein Kompendium bemühen, darum, Argumente für diese Mission Europas zusammenzufassen, aus der Geschichte, der Gegenwart und der Literatur über die Vorschläge zur Rolle Europas in der Zukunft. Zur Europa-Politik der Gegenwart gibt es viele Bücher, zur Kulturgeschichte zwar nur wenige, aber allein die von Egon Friedell aus dem Jahr 1927 zur Kulturgeschichte Europas der Neuzeit umfasst über 1600 Seiten; umfassende neuzeitliche Überlegungen zur Erziehung begannen mit dem 959-seitigen Buch „Émile“ von Jean-Jacques Rousseau. Zur Frage, warum gerade ich mich um diese Zusammenfassung bemühe, der ich weder Historiker noch Politologe, Polit-Philosoph, Wirtschaftswissenschaftler oder Soziologe bin, gibt es


drittens den Grund, dass Fachleute meist für andere Fachleute über ihr Fach schreiben, in einer Sprache, die die Masse „normaler“ Menschen nicht mehr versteht, wie Neil Postman es für die Philosophie formulierte 1 und wie Egon Friedell die Rolle des Dilettanten beschrieb.2 Ich konzentrierte mich also auf die Zusammenstellung eines Textes, der eher einer Enzyklopädie als einem Sachbuch entspricht, in einem Versuch, das Ganze zu überschauen und auch in Abschnitten und nach Stichwörtern nachlesbar zu machen.


Viertens: Meine Sorge, dass Vertreter der oben genannten Fachgebiete bei ihren Analysen und Vorschlägen zu wenig auf die „condition humaine“ achten, die biologische bzw. evolutionäre Gegebenheit, dass unser tatsächliches menschliches Verhalten von Instinkten und Spontanverhalten diktiert wird, vor denen bisher jegliche Ideologie gescheitert ist, weswegen neue Ethik, neue Ideologie zuallererst diese menschliche Tatsache zur Kenntnis nehmen, und berücksichtigen muss, um zur Wahrung des Weltfriedens erfolgreich sein zu können.


Ziel all meines Bemühens mit dieser Trilogie war die Prüfung der Frage, ob und inwieweit sich ein Auftrag an Europa zur Friedensmissionierung der Welt rechtfertigt. Die Idee und Überzeugung eines Missionierungsauftrags für Europa ist keineswegs neu, wie wir schon zuvor aus Zitaten ablesen konnten: Thomas Mann, Hans-Dietrich Genscher, Michail Gorbatschow und sein anfänglich als Europäer auftretender politischer Enkel Putin legten nahe, dass Europa, das zuerst die Welt opportunistisch und kriegerisch erobert und in eitlen Fehden um Macht und Ressourcen unter sich aufgeteilt und zerteilt hat, nunmehr kraft seiner kulturellen Geschichte verpflichtet und in der Lage ist, der Welt als Modell für eine friedliche Vereinigung aller Völker zu dienen:


Einer der ersten Aufträge, unterzeichnet von einer Reihe herausragender Leute ihrer Zeit, steht in jenem Memorandum aus New York der Jahre 1939-40 – ich bin schon früher näher darauf eingegangen M&D S.114 - mit dem Titel “The City of Man, A Declaration of World Democracy” mit Thomas Mann als Ko-Autor. Dort steht: “… the City of Man muß … die Nation der Menschen sein, verkörpert im Universalstaat, dem Staat aus Staaten. Die Nationalstaaten schafften in der Tat kein dauerhaftes Gerüst für ein Zusammenleben. Sie entwickelten sich aus dem Verfall der Einheit des Alten Rom. Sie zogen Gewinn aus dem Zerfall der mittelalterlichen Einheit Europas. Sie sind dazu bestimmt, in einer neuen, künftigen Einheit wieder zusammenzuwachsen”.*3 Wenn ich auch nicht von einem „Universalstaat“ sprechen wollte, so ist angesichts des Titels damit wohl in der Tat mit „Staat aus Staaten“ die von mir angesprochene „Demokratie der Demokratien“, die in einem ersten Schritt in Europa als „neue, künftige Einheit“ zusammenwachsen könnte – auch „wieder“ könnte ich selbst hier nicht stehen lassen, da eine Einheit, so wie sie Visionären heute vorschwebt, noch nie zuvor existierte, auch nicht im frühen Mittelalter, als Karl der Große sie in großartigem Wurf skizzierte und politisch erkämpfte.


Auch auf Hans-Dietrich Genscher und seinen Satz: „Europa ist eine Art Zukunftswerkstatt für eine neue Weltordnung“ hatte ich schon in der vorangegangenen Einleitung hingewiesen, ebenso wie auf den Hinweis seines Freundes Michail Gorbatschow, dass die künftige Richtung der Welt von der politischen Stellung Europas abhängen würde, und seine Worte: Keiner kann Europa mit seinen ungeheuren Möglichkeiten und seiner Erfahrung ersetzen, weder in der Weltpolitik noch in der Weltentwicklung.“4 Ich bin allerdings nicht davon überzeugt, dass die Entwicklung der letzten 20-30 Jahre Genschers Meinung zu bestätigen imstande wäre, wonach eine wünschenswert nachhaltige „Kultur des Zusammenlebens … innerhalb der Europäischen Union zur Realität geworden ist“.5


Erfahrungen aus Geschichte und Gegenwart mahnten entschieden dazu, dass Europa und sein Westen, um tatsächlich zum Vorbild für die Weltpolitik werden zu können, als ersten Schritt die Erkenntnis umsetzen müsste, dass alte Eroberungsstrategie eines kulturellen Universalismus Konfrontation auslöst, nicht Frieden stiftet. Europa hat zwar durch seine Entscheidung zu einem Weg der Annäherung und Verstrickung der einzelnen Nationen die Absicht bereits vorgezeichnet, zusammen mit den USA, und erneut als ihr Vorbild, die Staaten der Welt zu einer Demokratie der Demokratien zu gestalten. Dass allerdings auf diesem Wege zunächst erhebliche Arbeit zur Umgestaltung der Demokratie als tatsächlich nachhaltigem politischem System unumgänglich scheint, habe ich im separaten Band, „Mensch und Demokratie“ diskutiert. Darüber hinaus diskutiere ich in Europa-Band III, dass für einen demokratischen Umgang der Staaten der Welt die Einzelnen nicht zwingend auch intern Demokratien geworden sein müssten. Daraus resultiert für Band III der Hinweis auf, und die Mahnung an, das Potenzial, den Auftrag und daher das Schicksal Europas aus seiner Geschichte, sich weiter um seine Entwicklung zum Modell für eine friedliche Weltgesellschaft zu bemühen. Dazu sollen die Überlegungen und Vorschläge präsentiert und diskutiert werden, auf welchen Wegen dieses Ziel angestrebt werden soll und kann.


Auf dem Weg zu diesem Ziel haben wir allerdings als ersten Schritt ein Grundproblem der Konzeption von „moderner liberaler Demokratie“ zu besprechen: jedes der Völker wird sich dazu aufraffen müssen, zu sich selbst als Volk, als Gemeinschaft zu stehen, nicht nur dazu, dass alle Einzelnen ihre eigenen Interessen von politischen Vertretern verwirklicht bekommen. Dies bedeutet, seinen Nachkommen ein Verständnis davon beizubringen, dass „Menschsein“ den Widerspruch in sich birgt, einerseits voneinander abhängig zu sein, wie dies auch bei vielen Säugetieren der Fall ist, andererseits jedoch einen Sinn von Individualität, von Freiheit und Unabhängigkeit zu erleben. Es geht um Erziehung zu Kommunikation auf der Basis von gegenseitiger Rücksichtnahme und Hilfsbereitschaft (reziproker Altruismus) und zu Strategien zur Selbstkontrolle (Überlisten asozialer Verhaltensautomatismen als anerzogenen Vermeidungsstrategien, die mehr Erfolg versprechen als Verbote, im Sinne von „Neutralisieren statt Stigmatisieren“).M&D S.264ff Beide Qualitäten gehören insofern zusammen, als in der Regel Jeder vom Anderen einen Umfang an Selbstkontrolle erwartet, die gewährleistet, dass niemand sich gestört fühlen muss, also auf Gegenseitigkeit beruht. Daraus kann auch wieder ein Gemeinschaftssinn entstehen. Letzterer kann und soll auch das Ergebnis des deutlichen Hinweises auf die Tatsache sein, dass alle Menschen letztlich vom ersten Lebenstag an Teil einer Gemeinschaft sind und voneinander abhängen. Der selbstverständliche Umgang miteinander in gegenseitiger Anerkennung der Menschenwürde und der sich daraus ergebenden Gleichheit wird erfordern zu akzeptieren, dass grobe Unterschiede im Wohlstandsniveau zwischen den Bürgern nicht mehr tragbar sind.


In einem weiteren Schritt kann Europa als Demokratie der europäischen demokratischen Staaten dem Rest der Welt als Modell dienen: dass nämlich auf einer dritten Ebene eine Demokratie der verschiedenen Kulturkreise entstehen kann, selbst wenn einzelne Staaten für sich selbst kein demokratisches Sozialsystem wollen. Auf diese Weise wird klar ersichtlich, dass Frieden auf der Welt davon abhängt, dass die einzelnen Menschen gelernt haben, miteinander in reziprokem Altruismus umzugehen. Der Westen anerkennt sodann als Äquivalent zur Anerkennung der Gleichwertigkeit aller einzelnen Menschen die Gleichwertigkeit der Kulturen der verschiedenen Völker, gibt also „Kultur-Imperialismus“ und Arroganz auf. An diesem Punkt wird zu besprechen sein, wie man in der Übergangsphase das Dilemma zwischen staatlicher Souveränität und Verletzung der Menschenwürde lösen wird können.


„Gleichwertigkeit“ statt „Gleichheit“ als neuer Slogan zur Bezeichnung einer menschlichen Qualität bzw. eines Privilegs, Einführung von Erklärungen im Ethik-Unterricht wie „Menschen sind nicht gleich, aber gleichwertig in ihrer Würde“, „Menschenwürde“ als Grundprinzip statt „Menschenrechte“ als Anspruch – alle diese Begriff sind lediglich Begleiterläuterungen zum Grundprinzip der Gegenseitigkeit, die all dies selbstverständlich bedingt. Aufrichtigkeit in der Öffentlichkeitsarbeit, bei der aufgehört wird mit Reden von und über Chancengleichheit bei gleichzeitiger Gewährleistung einer zunehmend offenen sozialen Schere durch freie Marktwirtschaft und Raubkapitalismus. So wie mit dem Verständnis von Liberalismus, wird man auch mit „Gleichheit“, „Freiheit“ und „Brüderlichkeit“ umgehen und den Nachkommen ein neues Verständnis davon nahebringen müssen, davon, dass Freiheit und Gleichheit einander Konkurrenten sind.6 Auer


Zu den Diskussionen um die Nachhaltigkeit derzeitiger liberaler Demokratie wird auch die autodestruktive Wirkung der Dämonisierung von Territorialität als Nationalismus und von Xenophobie als Rassismus gehören müssen,M&D S.276 ebenso wie die Entwicklung von Vertrauen anstelle des derzeit allgemein vorherrschenden Misstrauens – auf allen Ebenen, von inter-individuell bis interkontinental. Ein Weg dazu kann die Erziehung und Selbsterziehung zur Prüfung der Evidenz, der Tatsachen hinter allen Meinungen und Vermutungen sein.


Auf allen Ebenen politischer Entscheidung, von der kleinen Gemeinde bis zu globalen Herausforderungen, wird die Diskussion um evidenzbasierte Entscheidungsstrukturen als Ersatz derzeitiger Lobbyisten-gesteuerter Prozesse durch die politischen Repräsentanten der Bürger eine vordergründige Stellung einnehmen. Der Vergleich derzeitiger Alternativvorschläge wie der Epistokratie, der Fortsetzung liberaler Formen derzeitiger Demokratie soll zeigen, welche dieser Vorschläge aus der Sicht von Erfahrungen aus der Geschichte mehr Erfolg versprechen. Weitreichende Übereinstimmung besteht dahingehend, dass sich die Gesellschaft ändern muss, nicht die Politik. Auch Diskussion einer Revision der Strafjustiz, die derzeit noch weitgehend einer Rache-Justiz gleichkommt, wird Thema. Zum Raubkapitalismus als einem der Grundübel muss man entschieden dafür kämpfen, dass er nicht Gelegenheit bekommt, aus „Social Divide“ „Globale Oligarchie“ und „Anarcho-Kapitalismus“ werden zu lassen.


Meine Argumentation um eine mögliche Zukunft Europas resultiert im Aufruf zu einem tiefgreifenden, über Generationen sich entwickelnden sozialen Wandel, initiiert in einer Neuen Aufklärung als Rahmen für die Entstehung einer Neuen Ethik, beide resultierend in der Entstehung einer Neuen Demokratie und der Basis für eine global zwischen den Kulturen gültige Ethik.





1 N. Postman, Eine zweite Aufklärung, Berlin Verlag 2000, S. 86.


2 „Nur der Dilettant, der mit Recht auch Liebhaber, Amateur genannt wird, hat eine wirklich menschliche Beziehung zu seinen Gegenständen …“ Aus E. Friedell (Band I, S. 309[1].


3 H. Agar et al. (incl.Thomas Mann) “The City of Man, A Declaration of World Democracy”, The Viking Press 1941 ( Westcot & Thomson 1940)


4 Michail Gorbatschow, Das gemeinsame Haus Europa. Econ Verlag 1989, S. 22


5 http://www.genscher.de/html/rede_17.pdf, abgefragt am 20.03.2017.


6 LM Auer, Equality vs. freedom: Liberalism’ dilemma, Ann.Rev. Phil. Soc. Proc. Phil.Soc. Oxford 2023, in prep.




K2 EU, NATO – und die Ukraine


Die Geschichte der europäischen Region, die heute den Namen Ukraine trägt, ist nicht nur seit den letzten einhundert - sondern seit über dreitausend - Jahren derart kompliziert, dass ihr kaum eine andere Gegend der Welt darin gleichkommt. Die heute relevante Auseinandersetzung mit Russland begann, als sich im 19. Jahrhundert erste Bestrebungen zur Bildung eines eigenständigen ukrainischen Staates regten. Schon um 1650 bestand kurzzeitig ein ukrainischer Kosakenstaat, der aber sogleich wieder zwischen den dominierenden Mächten im Gebiet der heutigen Ukraine, Russland, Polen und dem Osmanischen Reich aufgelöst wurde; dazu kam im Westen Österreich.


Die Halbinsel Krim wurde 1783 unter Katharina II. erstmals von Russland annektiert, mehr oder weniger stillschweigend der osmanischen Oberhoheit entnommen. Im Krim-Krieg 1853-55 ging die Halbinsel verloren, blieb aber Zankapfel zwischen dem Osmanischen Reich und Russland bis zum Ersten Weltkrieg und seither – mit der Unterbrechung der Zeit der Sowjet-Herrschaft - zwischen der Ukraine und Russland.


In der Ukraine selbst brach 1918 der Ukrainisch-Sowjetische Krieg aus, als die Autonomiebestrebung der Ukraine während der russischen Revolution von 1917 in die konkrete Gründung einer Ukrainischen Volksrepublik mündete und mit den Mittelmächten des Ersten Weltkrieges (Deutschland, Österreich-Ungarn, Bulgarien, Türkei) ein Separat-Frieden geschlossen wurde, der sogenannte „Brot-Frieden“. Der damalige Ukrainisch-Sowjetische Krieg ähnelt dem seit 2014 dahinschwelenden und 2022 voll aufgeflammten Krieg in der Ost-Ukraine zum Verwechseln, weil auch damals die sowjetischen Bolschewiki den ukrainischen Bolschewiki „zu Hilfe kamen“, als letztere einen Bürgerkrieg angezettelt hatten, um die Verwirklichung der Volksrepublik zu verhindern. Im März 1918 kämpften deutsche und österreichische Truppen in der Ukraine, um Kiew gegen die Sowjets halten zu helfen. 1920 war die heutige Ukraine zwischen Polen, Sowjet-Russland und der Volksrepublik aufgeteilt, sein Westen auch auf Ungarn und die Tschechoslowakei. Peter Bamm beschrieb Regionen, in denen die deutschen Truppen während des Zweiten Weltkrieges wie Befreier empfangen wurden.


Den heutigen Forderungen Russlands unter Hinweis auf die Industrialisierung der Ost-Ukraine in der Sowjet-Zeit steht der Vorwurf des Völkermords (Holodomor) an mehreren Millionen Ukrainern in der Stalin-Ära der Jahre um 1930 gegenüber.


Dass Chruschtschow im Jahr 1954 die Halbinsel Krim der Ukraine eingliederte, fällt der russischen Politmacht nun schwer zu akzeptieren. Was sie ebenfalls ignorieren, ist ihr vertragliches Versprechen laut Budapester Memorandum aus 1994, im Gegenzug für die Verschrottung der ukrainischen Atomwaffen die Souveränität der Ukraine zu schützen.K5 Immerhin war die Ukraine nach der Ablösung aus der UdSSR drittgrößte Atommacht.


Seit 1992 existierte die „Republik Krim“ statt vorher „Autonome sozialistische Sowjetrepublik der Krim“, blieb aber weiter abhängig von der Ukraine, die der Unabhängigkeitserklärung nicht zustimmte, jedoch weitgehende Autonomie einräumte. Schon 1992 erklärte Russland die Abtretung der Krim an die Ukraine aus 1954 für ungültig. 1994 entstand die „Unabhängige Republik Krim“.


Bis 1995 bestand noch ein gemeinsames Oberkommando über die russische Schwarzmeerflotte von etwa 380 Schiffen, nachdem schon 1993 der ukrainische Anteil davon teilweise an Russland verkauft worden war. Zuerst wurde der Hafen von Sewastopol von Russland gepachtet, schließlich aber zur alleinigen Nutzung gefordert. 1994 konnte die Ukraine noch erfolgreich einen Versuch Russlands, die gesamte Krim zu annektieren, erfolgreich verhindern. Überdies setzte 1995 die Ukraine den Präsidenten der Krim ab; der Konflikt wurde jedoch weiter geschürt durch die Einsetzung eines pro-russischen Ministerpräsidenten einerseits und die Aufhebung der Autonomie der Krim durch die Ukraine andererseits. Die Annäherung der Ukraine an EU 1996 Kooperationsabkommen) und NATO (1997 Charta) führten zur weiteren Polarisierung, zusätzlich verstärkt durch die „Orange Revolution“ 2004 und die dramatische Vergiftung von Präsidentschaftskandidat Juschtschenko, der überlebte, Präsident wurde und damit den russlandfreundlichen Autokraten Kutschma 2005 ablöste. Juschtschenko führte Verhandlungen um einen bilateralen Aktionsplan mit der EU, schaffte jedoch keine effiziente Reduktion der Korruption und Eingrenzung der russischen Bemühungen um Kontrolle der Landespolitik: nach Kutschma hatte er nun Janukowytsch als russlandfreundlichen Opponenten. Die Spannungen wurden schrittweise immer weiter gesteigert, z.B. mit Putins Einstellung der Gaslieferungen in die Ukraine. Auf den Beginn von EU-Verhandlungen um eine Partnerschaft im Jahr 2010 folgte nochmal zunehmende Untergrundaktivität Russlands, bis das geplante Assoziierungsabkommen mit der EU eingefroren wurde. Die daraufhin im Februar 2014 ausgebrochenen „Euro-Maidan-Proteste“ der Bevölkerung endeten mit Toten am Maidan-Platz. Gleichzeitig wurde die Krim von anonymen russischen Truppen invadiert und ein von der russischen Minderheitsregierung anberaumtes Referendum abgehalten, assistiert von maskierten russischen Truppen, den „grünen Männchen“. OSZE-Beobachtern wurde die Einreise verwehrt, Reporter misshandelt. Die OSZE erklärte die Wahl für ungültig. Zufolge des verlautbarten Wahlergebnisses hätten sich 95,5% der Wähler (Wahlbeteiligung 82%) für eine Vereinigung der Krim mit der Russischen Föderation ausgesprochen. Beim Referendum im Jahr 1991 hatten noch 90,3% der Wählerschaft für die Abspaltung von Russland gestimmt, auch mehr als die Hälfte der Krim-Bevölkerung.


Europa, die EU, der Westen insgesamt, werden zunehmend kritisiert für ihre Untätigkeit gegenüber der Bevölkerung der Ukraine. Die Demonstration des Volkes am Maidan verdeutlichte die Hoffnung, es unter den Schutz der NATO zu schaffen. Die USA zauderte, Europa schwieg weitgehend. So weit, wie der Westen die Entwicklung mit Russland hat geraten lassen – in den 1990ern hätten andere Möglichkeiten bestanden – müsste nun eine klare Stellung bezogen werden, um danach wieder guten Willen für Verhandlungen zu zeigen. Ein Beispiel:


Noch 2021 hätte der Westen der Ukraine empfehlen können, sich selbst zur „Rest-Ukraine“ zu bezeichnen, ohne die Krim und ohne den Donbass (Donezk, Luhansk), und diese Rest-Ukraine mehr oder weniger stillschweigend in die NATO aufzunehmen. Die neue Verhandlungsbasis wäre dann gewesen: Donbass und evtl. noch Saporischje zur neutralen, eigenständigen Zone erklären, zu einem eigenen Staat, Menschen, die von dort in die Ukraine wollen, auf Staatskosten umsiedeln, evtl. auch die Krim durchteilen und den westlichen Teil endgültig an die Ukraine angliedern, ähnlich wie bei Zypern. Damit hätte der Westen der zunehmend aggressiven Unterwanderungstaktik in der Ukraine einen Riegel vorgeschoben, agierend, nicht ständig nur noch reagierend. Diese Lösung hätte den Krieg mit zehntausenden Toten verhindern können und hat auch eine langbestehende demographische Basis:


Zur Zeit der Volkszählung 2001 gab es 37,5 Mio Ukrainer, 8,3 Mio Russen, 2,8 Mio. Weißrussen, 2,6 Mio., Moldavier, 2,5 Mio. Krimtataren. An Ukrainern (Russen) lebten in Donetsk – jeweils in Millionen - 2,7 (1,) Luhansk (1,5) in Odessa (Sewastopol) waren 1,5 (0,08) Ukrainer, 0,5 (0,3) Russen, in Sewastopol 0,08 (0,3), in Saporischje 1,4 (0,5). Der hohe Anteil Russen auf der Krim wird u.a. auf die Vielzahl russischer Rentner dort zurückgeführt. Die demographische Situation wird in Abb. 1 verdeutlicht.
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Abb. 1: Verteilung der russisch-sprachigen Bevölkerung in der Ukraine. Quelle:7





Die NATO wollte jedoch den Beitritt der Ukraine nicht zulassen, weil in dem Fall für die NATO der Bündnis-Fall einträte, die Ukraine also gegen Russland hätte verteidigt werden müssen, eine Entscheidung, die nun den neuen Kalten Krieg und derzeitigen Stellvertreterkrieg verursachte. Stattdessen hätte, wie gesagt, die NATO der Ukraine empfehlen können, die Ost-Ukraine und die Krim zu unabhängigen Ländern werden zu lassen, den Rest der Ukraine in die NATO aufzunehmen und dort sehr entschieden gemeinsam eine Ost-Grenze der NATO zu demonstrieren. Danach könnte man wieder mit den Russen, also mit Putin verhandeln, aus einer Position der Stärke, wobei es der Krim und Ost-Ukraine mit ihrer überwiegend russischen Bevölkerungsmehrheit überlassen bliebe, wohin sie sich machtpolitisch orientieren. Die derzeitige Strategie von Sanktionen scheint sich nirgendwo als erfolgreich erwiesen zu haben: die seit Jahren gegen Russland verhängten Sanktionen haben eher den derzeitigen Ukraine-Krieg mitbedingt. Europa braucht dringend alternative Strategien.* Anhang am Ende von K2 7


Ähnlich diffus und mehrdeutig, wie sich die USA unter Präsident Monroe nach der Verkündung seiner Doktrin ab Jahr 1823 verhielt, tut dies nun die EU gegenüber Russland in der Ukraine-Krise: Jegliche Intervention auf europäischem Territorium wird als Intervention auf dem Territorium der EU gewertet und provoziert einen potentiell feindlichen Akt, also eine Art Europäischer Monroe Doktrin: Mit Entschiedenheit und in aller Entschlossenheit sieht nun die EU wortreich dabei zu, wie Herr Putin das größte Land Europas zum Eigentum Russlands erklärt – gerade so wie die Bolschewiki in den Zeiten der russischen Revolution 1917. Überraschend ist vor allem auch, dass man aus Ungarn (1956 Aufstand gegen die UdSSR), Tschechien und Slowakei (Prager Frühling 1968) nur Schweigen dazu erfährt. In beiden Fällen hatten russische Panzer das Land überrollt und ein kommunistisches, Moskau-untergebenes Regime eingesetzt.


Zur Zukunft des Donbass könnte man fragen, ob Russland und Ukraine dem Vorschlag einer unabhängigen Volksbefragung im Donbass für die Schaffung unabhängiger Republiken zustimmen würden – am besten wahrscheinlich mit der Zusatzbedingung zur Neutralität -: lehnt die Ukraine bedingungslos ab und besteht auf ihrer territorialen Integrität, ist sie im Unrecht. Wenn nämlich eine signifikante Mehrheit der Bevölkerung dies wünscht - mediale Demagogie und Manipulation müssten ausgeschlossen werden – so spricht die Befürwortung ihrer Unabhängigkeit für ein Europa bzw. eine Welt der Regionen und gegen ein starres westfälisches System zum Schutz von Territorien ohne Berücksichtigung der Interessen der Menschen.


Die geostrategische Bedeutung der Ukraine für die Zukunft der EU erweist sich leider wieder aus dem neu entbrannten brutalen Machtkampf, den Russland mit Kalaschnikow und Panzern zurück nach Europa gebracht hat.


* Alternative zu Krieg und Sanktionen: Neue Strategien der EU


Sanktionen als friedliche Alternative zu Krieg klingen modern, fortschrittlich. Sie sind aber auch keine Lösung, sie sind ein Racheakt als Bestrafungsstrategie, sind nur „Krieg light“, jedenfalls Feindschaft statt Aufweichung der Front.Vor allem sollte man sich um freundschaftliche Gesten gegenüber dem jeweiligen Volk bemühen, z.B. dem russischen und chinesischen. Wo immer Konflikte auftreten, soll das Volk unterstützt werden, um Vertrauen zu gewinnen und in Richtung Frieden intervenieren und überzeugen, vor allem auch, um falsche Meinungen neutralisieren zu können. Für die EU gilt dabei auch, dass sie sich stets als Vermittler anbieten und bemühen sollte – auch im Ukraine-Konflikt! Auf der Ebene von Politik und Diplomatie sollte man Strategien der Friedensforschung einsetzen, vor allem das Besprechen der Sorgen, Probleme und Wünsche der anderen Seite, danach Diskussion unter der Prämisse von Fairness pflegen, gleichen Rechten und gemeinsamen Interessen, unter der Maßgabe einer Begegnung mit Respekt vor der Kultur und Geschichte der anderen, auf der Ebene gleicher Menschenwürde.


Auch gegen andere militärische Lösungsversuche könnte die großzügige Unterstützung unterdrückter Menschengruppen ein Erfolgsrezept sein, ein Erfolgsmodell für das politische Konzept der Friedensmacht EU: Als historische Beispiele mag man sich vorstellen: hätte man den Menschen in Nord-Korea und - Vietnam großzügig geholfen, wären sie eventuell nicht kommunistisch geworden; stattdessen haben sie sich den Hass sogar der Menschen im Süden zugezogen. Ähnliches gilt auch für Afghanistan. Immer kam zuerst das Militär. Krieg kostete ein Vielfaches von Zivilhilfe, die den Krieg überflüssig gemacht hätte.





7 Die Ukraine im Überblick, https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/interaktivukraine-strategisches-ziel-fuer-putin-12900781.html




K3 Habermas zu Demokratie in der EU und in der Weltgesellschaft


Jürgen Habermas sähe in der „demokratischen Verrechtlichung eines supranationalen Gemeinwesens wie der EU … eine konstruktivistische Blickrichtung“, weil „innovative Verfassungsnormen, die auf der supranationalen Ebene Recht und Politik verkoppeln, .. eine konstruktiv vorausgreifendende, impulsgebende Wirkung haben, indem sie Lern- und Anpassungsprozesse anstoßen“.8 S.75 Dabei bleibt die Frage, ob bzw. wann ggf. Länder wie die Višegrad-Gruppe bis zu diesem Schritt gereift wären. Den Umfang an hierfür erforderlicher Geduld und des Verständnisses habe ich in Bd. II angesprochen; umso weniger Rechtfertigung besteht auch für sie, diese ehemaligen Ostländer als „Demokratie-Pennäler“ von oben herab zu behandeln, als wären sie etwas schwer von Begriff, wie J-W Müller treffend anmerkt.9


Wie Helmut Wagner 10 spricht auch Habermas von geteilter Souveränität „als Maßstab für die Legitimationserfordernisse der Union“.8 S.69 Wagner hatte geteilte Souveränität als Hoffnungsträger für diesen subsidiären Staatenverbund gesehen, in dem der Verbund entsprechend dem Vertrag von Lissabon entweder durch „begrenzte Einzelermächtigung“ oder durch gemeinschaftliche Koordinierung durch die Union tätig wird. Umgekehrt ist der Erhalt der weitgehenden Souveränität ein Garant von Recht und Freiheit auch auf der europäischen Ebene, Bürge für ein Niveau an Gerechtigkeit und Freiheit.8 S.72 10


Der Unterschied zum Völkerbund ist, dass dort „die Gemeinsamkeit souveräner Staaten bewirkt werden“ 10 S.172 soll, während in der EU die Staaten einen Teil ihrer Souveränität aufgeben; sie ist insoferne noch „völkerbundartig“, als einzelne Staaten den Verbund jederzeit verlassen können – siehe Brexit.


Insofern wäre also die von Habermas nochmal formulierte alte Frage gegenstandslos, ob „ein Bund demokratisch verfasster Mitgliedsstaaten selbst den Bedingungen demokratischer Legitimität genügen [könne], ohne die nationale Ebene der föderalen eindeutig unterzuordnen“.8 S.65 Denn es handelt sich zunehmend um eine neue, eigene politische Form, die sich keiner herkömmlichen Struktur zuordnen lässt und gerade deshalb erfolgversprechend ist.


Zur liberal-demokratischen Gesellschaft der Zukunft


Manchen Konzepten für eine politisch säkulare Gesellschaft, verbunden in einer Demokratie mit verfassungsmäßig wohl definierter Liberalität, fehlt heute noch die allgemein mitvollziehbare Klarheit: Wie soll eine staatliche Gemeinschaft funktionieren, wenn man einerseits erklärt, dass „das vermisste ‚einigende Band‘ … der demokratische Prozess selbst [ist], … in der letztlich das richtige Verständnis der Verfassung zur Diskussion steht“, und erwartet, dass sich daraus ein „Verfassungspatriotismus“ bildet, wenn andererseits aber festgestellt wird, dass „der kognitive Vorgang nicht [genügt], um zu erreichen, dass „die moralischen Gehalte von Grundrechten in Gesinnungen Fuß fassen“, weil „unter Staatsbürgern … eine wie immer auch abstrakte und rechtlich vermittelte Solidarität erst dann [entsteht], wenn die Gerechtigkeitsprinzipien in das dichtere Geflecht kultureller Wertorientierungen Eingang finden“? 11 S.24f Denn an eben diesem Punkt offenbart sich das Fehlen der Brücke zwischen den beiden, den „theoretischen Gerechtigkeitsprinzipien“ und den „kulturellen Wertorientierungen“: Letztere sind weitgehend unreflektiert gelebte Kultur, die sich politisch über das Masseverhalten homogener kultureller Gruppen verwirklichen und die Geschichte dominieren. Es geht also nicht um die Konstruktion theoretischer, erdachter Prinzipien, sondern es geht darum, den umgekehrten Weg reflektiv zu gehen: die unreflektiv gelebte Kultur muss in einer neuen Kultur, im Rahmen einer Neuen Aufklärung, einsichtig kritisch hinterfragt werden bezüglich ihrer Auswirkungen auf die eigenen, individuellen Erwartungen: wenn Rache am Kontrahenten zur gegenwärtigen kulturellen Praxis gehört, z.B. Blutrache, wenn ich aber selbst nicht möchte, dass meine Kinder in umgekehrter Blutrache ermordet werden, dann ist es an der Zeit, Einsicht zu zeigen, Wege zu suchen und zu praktizieren, mit deren Hilfe ich Schaden von mir selbst abwenden kann, indem ich versichere, ihn den Anderen nicht zuzufügen, und zwar als Inhalt der gemeinsamen Verfassung. Bisher war es stets so, dass die zur Diskussion stehende Verfassung von einzelnen Gründern niederschrieben wurde, ohne dass gleichzeitig dafür Sorge getragen worden wäre, dass alle Bürger im Rahmen ihrer Erziehung die Einsicht darein angewöhnt und angebildet bekommen hätten. So steht heute „das Gesetz“ wie eine Statue in der Mitte der Gesellschaft, und die Leute gehen achtlos um sie herum, bis sie dafür eingesperrt werden, dass sie nicht bei jedem Vorbeigehen den Hut vom Kopf genommen haben. „Das richtige Verständnis der Verfassung“ kommt nicht als Ergebnis einer „kommunikativen Praxis“ unter debattierenden Erwachsenen mit jeweils unterschiedlichen Eigeninteressen, die letztlich doch nur im Streit auseinandergehen oder einander niedergestimmt und damit zu Parteien und Feinden zementiert haben, sondern es kommt nur aus innerer Überzeugung im Individuum als Ergebnis der Einsicht in die Friedens- und Sicherheitssichernde Funktion eines reziproken Altruismus, mit der Reziprozität aus Eigennutz als Basis, der unterschiedliche Ausprägungen von Empathie oder Sympathie als Folge, oder sogar als instinktiver Antrieb, beigesellt sein mögen. Aus eben diesem Grund, dem Fehlen der inneren Überzeugung im individuellen Bürger, trifft das Gegenteil von der von Habermas diagnostizierten Gegebenheit zu,11 S.26 nämlich dass „die säkulare Natur des demokratischen Verfassungsstaates“ nicht keine, sondern eine essentielle, „dem politischen System als solchem innewohnende, also interne Schwäche auf[weist], weil ihr die „motivationale … Selbststabilisierung“ fehlt. „Eine entgleisende Modernisierung des Gesellschaft“, die eine „Verwandlung der Bürger wohlhabender und friedlicher liberaler Gesellschaften in vereinzelte, selbstinteressiert handelnde Monaden [verwandelt], die ihre subjektiven Rechte nur noch wie Waffen gegeneinander richten“ 11 S.26 ist demnach eine vorprogrammierte Folge dieser Form von Liberalität, und damit notwendige Auswirkung dieser Form von liberaler Demokratie. Daher ist es nicht verwunderlich, wenn Habermas letztlich selbst von einem „entmutigenden Funktionsverlust demokratischer Meinungs- und Willensbildung“ spricht, weil der Liberalismus als Funktionsprinzip die globale Marktwirtschaft zum Drahtzieher der Wünsche der wohlhabenden Bürger als Werbungs-konditionierte Konsumenten und von deren Politikern hat werden lassen. Ratzinger


Auch die von Habermas als nicht funktionierend angesprochene supranationale Ebene zeigt nun Anzeichen in die Gegenrichtung, wenn supranationale Konstellationen der Macht in G7, EU und OSZE die multinationalen Konzerne zur Räson zu bringen schaffen, indem sie die Abgabe von Steuern am Ort der Gewinnerzielung erzwingen. Es zeichnen sich also positive Trends politischen Moderierens auf globaler Ebene ab, die gemeinsame Interessen der Nationen, Blöcke und Kulturkreise betreffen.


Die Erziehung der einzelnen Bürger in ein selbststabilisierendes ethisches Gefüge, das alle Kulturen mittragen, wird jedoch stets Aufgabe innerhalb der einzelnen Nationen bleiben. Verantwortliche hierfür werden endlich einsehen müssen, dass Gesellschaft ohne Ethik, oder nur mit „Freiheit als Ethik“, nicht überlebensfähig ist. Nicht die Rückwendung zur Religion, sondern das Bekenntnis zu einer ohnehin existierenden Ethik als soziale Basis, wird unerlässlich sein, und das Eingeständnis, dass diese Ethik ohnehin schon immer die Basis der großen Weltreligionen war, Eingeständnis, dass sie durch die Befreiung zum Liberalismus statt Umsetzung der Aufklärung in der Erziehung als obsolet beiseite geschoben wurde.


Hier wird eben der EU die Aufgabe einer Modellfunktion des Moderierens zufallen, Modell zuerst für die Staaten Europas, sodann für die Staatengemeinschaft weltweit. In Übereinstimmung damit sieht Habermas die Europäische Union „als entscheidende[n] Schritt auf dem Weg zu einer politisch verfassten Weltgesellschaft und versteht die Notwendigkeit einer „Konstitutionalisierung des Völkerrechts“ bei Kant im Sinne eines solchen „kosmopolitischen Rechtszustands“. 12 S.39f
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